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 HAMBURG, 2. Dezember

D
er Anführer zeichnet einen
Schlachtplan in den feuchten
Sand. Eine geschwungene Linie,

das ist die Karolinenstraße. Links neben
der Linie ein Viereck, das sind die nördli-
chen Messehallen, rechts daneben ein
Rechteck, die südlichen Messehallen. Die
drei Männer, eher noch Jungs, grölen.
„Die Scheiben am Osteingang müsste man
auch mal ordentlich bearbeiten“, sagt ei-
ner. „Ein kleines Feuerchen, es ist doch so
kalt“, ein anderer und bläst sich in die Hän-
de. Mit drei Bier haben die drei sich ihre
Phantasie bunt getrunken. Sie beschlie-
ßen, einen Rundgang zu machen, einen
„alternativen Spaziergang“ um die Ham-
burger Messehallen, wie sie es nennen.

Noch sind die Straßen frei und kaum Ab-
sperrungen zu sehen. Die Stadt Hamburg
will die Bewohner, so wenig wie möglich,
mit den Vorbereitungen auf das OSZE-Tref-
fen Ende nächster Woche in den Messehal-
len behelligen. Dann reisen Dutzende De-
legationen nach Norddeutschland, um hier
zu tagen. Das Treffen ist auch die General-
probe für den G-20-Gipfel, der im Sommer
hier stattfinden wird und zu dem Putin, Er-
dogan und Trump anreisen werden. Mehr
als 13 000 Polizisten werden die OSZE-Ver-
anstaltung sichern, Hubschrauber werden
in der Luft und Wasserwerfen am Boden
sein. Denn die große linke Szene in Ham-
burg, aber vor allem auch die linksextremis-
tische haben sich angekündigt.

„Die scheiß Kriegstreiber und Folterer
können zu Hause bleiben. Hamburg soll
das Geld für was Vernünftiges ausgeben“,
sagt einer der Jungs, der Anführer. Er trägt
eine schwarze Lederjacke, auf dem Rü-
cken ist in weißer Schrift ein großes „A“
gemalt. „A“ wie Antifa. Er sei kein aktives
Mitglied, aber Sympathisant, sagt er beim
Rundgang. Die Hallen liegen einge-
quetscht zwischen Sternschanze und St.
Pauli, den beiden linksalternativen Vier-
teln Hamburgs. Im Quartier Sternschanze
steht auch die „Rote Flora“, seit 1989 be-
setzt und heiliges Symbol der linken Ham-
burger Subkultur – und Ausgangspunkt so
mancher Krawalle.

Doch nicht nur da. Die drei Jungs kom-
men am Südeingang der Messe an. Es ist
schon dunkel, Bauscheinwerfer sind aufge-
stellt, Handwerker sägen und schrauben
im grellen Licht. Ein Teil der Glasein-
gangstür ist mit Brettern verriegelt, Schei-
ben im Vordach sind geborsten und gesplit-
tert. Am späten Samstagabend, gegen 23
Uhr, kamen hier 30 bis 50 vermummte Per-
sonen vorbei, sie zündeten Müllcontainer,
Reifen und ein Motorrad an. Die Glas-
front des Südeingangs wurde schwer be-
schädigt. Die Polizei kam zu spät, die Tä-
ter waren schon lange weg und schwer ein-
zuholen, denn sie hatten Nägel auf der
Straße verteilt. Wenige Stunden später er-
schien auf einer Internetseite der Szene
ein Bekennerschreiben: „Die Messe ist ein
Symbol für den (bisher) nicht endenden
Kreislauf von Produzieren und Konsumie-
ren, von dieser Warengesellschaft, die
Menschen vom gesellschaftlichen Leben
ausschließt und andere einschließt. Wir
wollen diesen Kreislauf wie auch die Mes-
se zerstören.“ Worte wie Wackersteine.

„Gute Aktion“, sagt der Anführer der
Jungs, der aus der Tasche seiner Lederja-

cke noch ein Bier gefischt hat. „Ich kenne
die Menschen hier im Karolinenviertel.
Die wollen diesen Politmist nicht.“

Aber das an die Messe grenzende Karoli-
nenviertel ist längst nicht mehr so, wie er
es sich noch vorstellt. Vielleicht kann man
nirgends so gut beobachten wie hier, wie
sich ein Quartier gentrifizieren kann. Die
Altbauten sind hübsch, ziehen heute aber
keine Hausbesetzer mehr an, sondern gut-
verdienende junge Familien, die oft noch
irgendwie links sind, das breite Angebot
im Bio-Supermarkt aber sehr schätzen.
Manche Läden tragen hier noch subversi-
ve Namen, „U2“ oder „Panter“, aber sie
verkaufen längst sehr teure Hüte und sehr
teure Kerzenhalter. Im angrenzenden
Schanzenviertel wählten bei der Bürger-
schaftswahl vor einem Jahr 2,9 Prozent
der Bürger die CDU, 29,1 Prozent die
Linkspartei, 27 Prozent die Grünen und
26,6 Prozent die SPD. Die Bewohner
kämpfen noch für ihre Ideale – ein biss-
chen. Der politische Gegner wird nicht
mehr niedergebrüllt, sondern gesiezt. Am
Balkongeländer eines Altbaus hängt eine
Fahne: „Stoppen Sie TTIP!“

Die Linksextremisten, von denen es in
Hamburg laut Verfassungsschutzbericht
vom vergangenen Jahr 1090 gibt, muss-
ten sich eine andere Strategie überlegen,
um ihre Ziele in die breite Bevölkerung
zu tragen. Das machen sie so: Sie spre-
chen Probleme an, die auch von nichtex-

tremistischen Menschen als Probleme an-
gesehen werden, und verkaufen das als
Ausprägung unserer Staats- und Gesell-
schaftsform, der kapitalistischen Herr-
schaftsweise, die allesamt abgeschafft
werden müsste. Ein Beispiel ist der
OSZE-Gipfel in den Messehallen. Die
umliegenden Bewohner freuen sich nicht
darauf. Sie nervt es, dass sie in die Sicher-
heitszone nur mit Personalausweis vorge-
lassen werden, ihr Auto vorher listen las-
sen müssen. Und dass sie Besucher an
den Kontrollstellen abholen müssen, da-
mit niemand Unbefugtes in den Sicher-
heitsbereich kommt. Die Cafébesitzer be-
fürchten Einnahmeverluste. Die Eltern
müssen sich überlegen, wo sie ihre Kin-
der betreuen lassen, denn manche Kitas
schließen. Und sie ärgert es, dass Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) ihnen
als Hamburger die beiden Gipfel aufge-
drückt hat, weil sie ihre Heimatstadt ge-
beten hatte, Gastgeber zu sein. Die Links-
extremisten basteln sich daraus die Le-
gende, dass sie im Sinne der meisten
Hamburger kämpfen, Feuer legen und
Scheiben einschmeißen.

Hamburg kann auch deswegen auf eine
schier unendliche Geschichte des Kra-
walls zurückblicken, die längst nicht nur
aus gewalttätigen 1.-Mai-Demonstratio-
nen besteht. In den achtziger und neunzi-
ger Jahren ging es vor allem um besetzte
Häuser, inzwischen wieder mehr um Per-

sonen und Institutionen. Im Oktober erst
drangen mehrere Personen auf das
Grundstück von Hans Walter Peters vor,
des Präsidenten des Bundesverbandes
deutscher Banken. Sie beschädigten sein
Auto mit Buttersäure. Im September ver-
übten Linksextremisten einen Brandan-
schlag auf mehrere Autos von Polizeidi-
rektor Enno Treumann. In ihrem Beken-
nerschreiben dichteten sie: „10 000 mal
kontrolliert / 10 000 ist nichts passiert /
aber heute Nacht / hat es Buuum ge-
macht.“

Das klingt alles ein bisschen nach Jahr-
markt und Folklore. Auch deswegen fällt
es Hamburg seit vielen Jahren schwer,
dem Linksextremismus Einhält zu gebie-
ten. Die Zahl der Gewalttaten liegt auf ho-
hem Niveau und ändert sich kaum. Zwar
gibt es verglichen mit den Vorjahren heu-
te weniger Linksextremisten in der Stadt,
aber der Anteil der Gewaltbereiten unter
ihnen ist laut Verfassungsschutzbericht
2015 deutlich gestiegen.

G erade vor solch kritisierten Groß-
veranstaltungen wie dem OSZE-
Gipfel fällt es manchen schwer, zu

erkennen, was noch legitimer Protest ist
und was schon reiner Krawall. Der Studie-
rendenausschuss der Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften plant an diesem
Samstag und Sonntag eine „Aktionskonfe-
renz“ gegen den G-20-Gipfel in Hamburg.
Viele Gruppen und Bündnisse wollen dar-

an teilnehmen. Under anderem die „Inter-
ventionistische Linke“, laut Verfassungs-
schutzbericht 2015 eine linksextremisti-
sche Vereinigung, die Privateigentum an
Produktionsmitteln abschaffen will. Die
„Interventionistische Linke“ bezeichnet
sich selbst als militant und distanziert sich
von der Einschätzung, sie sei eine „gemä-
ßigt auftretende“ Organisation. Als der
Studierendenausschuss das Programm sei-
ner Veranstaltung vorstellte, saß zwar nie-
mand von der „Interventionistischen Lin-
ken“ dabei, aber dafür Cansu Özdemir,
Fraktionsvorsitzende der Linkspartei in
der Hamburger Bürgerschaft. Auf die Fra-
ge, ob es sie störe, zusammen mit einer
vom Verfassungsschutz beobachteten
Gruppe an einer Veranstaltung teilzuneh-
men, antwortet sie gegenüber dieser Zei-
tung: „Auch wenn Gruppen vom Verfas-
sungsschutz beobachtet werden, gilt die
Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Es
gibt keinerlei Hinweise auf geplante Straf-
taten seitens des Bündnisses. Aus diesem
Grund ist die Vorabkriminalisierung des
Bündnisses und ihrer Mitglieder nicht
nachvollziehbar.“

Immer mal wieder sympathisieren Ver-
treter der Linkspartei mit Protesten, die
über das übliche Transparentemalen hin-
ausgehen. Die Hamburger Bürgerschaft
hat schon oft darüber diskutiert. Aber die-
ses Mal ist etwas anders: Die AfD sitzt in
der Bürgerschaft.

H amburgs Erster Bürgermeister
Olaf Scholz führt seit jeher eine
harte Linie gegenüber Linksextre-

misten. Das muss der Sozialdemokrat we-
gen des Schill-Traumas seiner Partei tun.
2001 verlor die SPD die Wahl in Hamburg
gegen die rechtspopulistische Schill-Par-
tei. Seither will sich Scholz nicht mehr
nachsagen lassen, er gehe zu sanft mit
Linksextremisten um. Vor allem jetzt
nicht, wo die AfD überall im Land im Auf-
schwung ist; vergangenes Jahr holte sie
aus dem Stand 6,1 Prozent bei der Bürger-
schaftswahl. Für den vergangenen Mitt-
woch hatte sie eine aktuelle Stunde zum
Thema Linksextremismus beantragt. Der
AfD ging es dabei weniger um das Wohl
der Stadt als um die eigene Profilierung
als Partei, die das leidige Thema nun end-
lich einmal anpacke. „In dieser Stadt kön-
nen die Linksautonomen machen, was sie
wollen“, sagte der stellvertretende AfD-
Fraktionsvorsitzende Dirk Nockemann.
Er machte der rot-grünen Koalition
schwere Vorwürfe. Tatsächlich verurteil-
ten alle Parteien – auch die Linkspartei –
in der Bürgerschaft während der Debatte
den Brandanschlag auf die Messehallen.
Arno Münster von der SPD sprach von
„Wirrköpfen“, die eine „absolute Minder-
heit“ unter den Demonstranten stellten.
Die Polizei werde nicht zurückweichen,
auch ihr Einsatzkonzept nicht ändern.

„Das werden wir ja noch sehen, ob die
Polizei nicht doch ein bisschen zurückwei-
chen wird“, sagt der Anführer der linken
Sympathisanten am Ende des Rund-
gangs. In dem Bekennerschreiben kün-
digt die linksextremistische Gruppe weite-
re Gewalttaten an. „Ich freue mich“, sagt
der Junge mit der schwarzen Lederjacke
und blickt vom Karolinenviertel auf die
andere Straßenseite. Die Messehallen,
der Tagungsort, sind nur einen Steinwurf
entfernt.
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Einen Steinwurf von der Messehalle entfernt: Parolen in der Hamburger Marktstraße  Foto Daniel Pilar

Tor von KZ Dachau entdeckt
Das vor rund zwei Jahren von der KZ-
Gedenkstätte Dachau gestohlene histo-
rische Eingangstor ist mit hoher Wahr-
scheinlichkeit in Norwegen entdeckt
worden. Wie das Polizeipräsidium
Oberbayern Nord am Freitag in Ingol-
stadt mitteilte, stellte die Polizei im
norwegischen Bergen nach einem an-
onymen Hinweis das Tor sicher. Die Po-
lizei in Bayern gehe davon aus, dass es
sich um das in Dachau entwendete Tor
handle. (AFP)

Sanktionen gegen Nordkorea
Japan und Südkorea haben am Freitag
ihre einseitigen Sanktionen gegen
Nordkorea verstärkt. Japan erweiterte
den Kreis von Nordkoreanern und von
Personen, die nach einem Besuch
Nordkoreas Japan nicht mehr betreten
dürfen. Zugleich will die Regierung ja-
panische Vermögen von mehr Unter-
nehmen und Personen einfrieren, die
an Nordkoreas Atomprogramm in wei-
terem Sinne beteiligt sind. Südkorea er-
griff ähnliche Schritte und setzte unter
anderem zwei enge Vertraute des Dik-
tators Kim Jong-un auf eine schwarze
Liste. Südkorea blockiert ferner Wirt-
schafts- und Finanzbeziehungen mit ei-
ner erweiterten Zahl von Unterneh-
men und Personen aus Nordkorea und
aus dem Ausland und will deren Ver-
mögen einfrieren. (pwe.)

Kritik an Weißrussland
Europarat und die Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE) haben die vermutlich dritte
Hinrichtung in Weißrussland in die-
sem Jahr verurteilt. Michael Link von
der OSZE rief das Regime in Minsk
auf, diese „grausame, unmenschliche
und herabsetzende“ Strafe zunächst
auszusetzen und dann abzuschaffen.
Das forderte auch Thorbjörn Jagland,
der Generalsekretär des Europarats;
man sei „sehr besorgt“. Zuvor war be-
kanntgeworden, dass ein wegen dreifa-
chen Mordes verurteilter Minsker na-
mens Siarhei Chmialeuski hingerichtet
worden sei; Verwandte erfuhren erst
davon, als sie ihn besuchen wollten.
Weißrussland und die Vereinigten Staa-
ten sind die einzigen der 57 OSZE-Mit-
gliedstaaten, die an der Todesstrafe
festhalten. (frs.)

BERLIN, 2. Dezember. Eigentlich wur-
de an diesem sonnigen Freitagmittag
im lichtdurchfluteten Schloss Bellevue
lediglich ein „großer Europäer“ mit
dem Großen Verdienstkreuz mit Stern
und Schulterband ausgezeichnet. Doch
weil allseits erwartet wird, dass sich der
scheidende Bundespräsident und der
scheidende Präsident des Europaparla-
ments in Bälde noch einmal am selben
Ort wiedersehen werden und der An-
lass dann ebenso feierlich sein wird,
hatte der Termin auch etwas Kurioses.
Wie doch alles mit allem zusammen-
hängt: Joachim Gauck hat mit Blick auf
sein Alter auf eine zweite Amtszeit ver-
zichtet, Frank-Walter Steinmeier wird
gegen jede Erwartung sein Nachfolger,
und dessen Posten als Außenminister
dürfte wiederum Martin Schulz über-
nehmen. Offiziell ist das noch nicht.
Schließlich ist die Frage, ob er nicht
doch (auch) SPD-Kanzlerkandidat
wird, noch ungeklärt. Nur dass er nach
Berlin wechseln wird, ist klar. So beließ
es Gauck bei einer augenzwinkernden
Bemerkung: Er verknüpfe seinen gro-
ßen Dank zugleich mit einer großen Bit-
te: „Kämpfen Sie auch in neuen Positio-
nen – in welcher Funktion auch immer
– weiter wort- und wirkmächtig für Eu-
ropa, für die europäische Demokratie
und das Wohl der europäischen Bür-
ger.“ Als er Schulz das Verdienstkreuz
überreichte, fügte er hinzu, so sehe
„das schöne Teil“ aus; vielleicht habe
Schulz, der im schwarzen Anzug er-
schien, ja zu Hause einen Frack und
treffe mal mit einem König zusammen.
Dann könne er das Kreuz tragen und se-
hen, wie es schmücke. Gauck traut
Schulz offenbar einiges zu. Sigmar Ga-
briel, von dem in dieser Frage einiges
abhängt, twitterte, den Orden habe
Schulz verdient. Tipps dazu, wann er
diesen anlegen könne, gab er nicht.
Tweets aus Düsseldorf, man wisse es,
verrate es aber nicht, blieben aus. (sat.)

BERLIN, 2. Dezember. So eine Möglich-
keit zur Verteidigung kann sich ein Politi-
ker nur wünschen. Klar, das war nicht
schön für Bundesinnenminister Thomas
de Maizière (CDU), als die Öffentlichkeit
am Dienstagabend erfuhr, was da beim
Verfassungsschutz los ist. Ein Mann, An-
fang 50, war im April des Jahres als „Quer-
einsteiger“ für die Observation von Isla-
misten beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) eingestellt worden, und ein
halbes Jahr später stellte sich heraus, dass
der gebürtige Spanier mit deutschem Pass
sich selbst wie ein Islamist aufführt, jeden-
falls entsprechende Sprüche im Internet
verbreitet und Details aus dem BfV in die
islamistische Szene weitergibt. Es dürfte
jedem der Verantwortlichen schnell klar
gewesen sein, welche öffentliche Debatte
folgen würde: Wie konnte so eine Person
bei den Sicherheitsüberprüfungen nicht
entdeckt werden?

De Maizière stellte sich vor die Behörde
und deren Präsident Hans-Georg Maaßen
und lobte die Entdeckung des Mannes
durch einen anderen BfV-Mitarbeiter. Er
habe keine Hinweise, dass bei der Über-
prüfung nicht sorgfältig vorgegangen wor-
den sei. Warum aber sagte er, er wolle sich

zu möglichen Konsequenzen noch nicht
äußern? Die Löschdecke, mit der er die
aufflammende Diskussion über eine Re-
form des Gesetzes zur Überprüfung von
Mitarbeitern von Sicherheitsbehörden so-
fort hätte ersticken können, war doch in
seinem Ministerium gewebt worden. Ei-
nen fast hundert Seiten starken Gesetzent-
wurf hatte das Innenministerium erarbei-
tet und an die anderen mit dem Thema be-
fassten Ministerien weitergeleitet. Im In-
nenministerium hieß es am Freitag, man
sei „in den letzten Abstimmungen“.

De Maizière hätte sich also nicht den
Vorwurf anhören müssen, eilig auf ein bis-
her nicht erkanntes Problem zu reagieren.
Schließlich hatte sein Haus schon 2012 er-
kannt, dass das aus dem Jahr 1994 stam-
mende Gesetz dringend angepasst werden
muss. Nur weil die Legislaturperiode 2013
endete, wurde nichts mehr aus der Novel-
le, aber das Ministerium arbeitete in der
darauffolgenden, der jetzigen Legislatur
weiter an dem Projekt. Eine wesentliche
Neuerung soll darin bestehen, dass das
Überprüfen der Aktivitäten von Bewer-
bern im Internet, etwa in sozialen Netz-
werken oder auf einer eigenen Homepage,
künftig zu einer Standardmaßnahme wer-
den soll. Bisher geschieht das nur, wenn –

wie es im Ministerium heißt – „sicherheits-
erhebliche“ Erkenntnisse auftauchen, die
eine solche Recherche erforderlich erschei-
nen lassen. Künftig müssen Bewerber und
Mitarbeiter der Nachrichtendienste und
des Verteidigungsministeriums ihre Mit-
gliedschaft in sozialen Netzwerken und
Adressen eigener Internetseiten in ihren
Sicherheitserklärungen angeben.

Ob das die Einstellung des mutmaßli-
chen Islamisten beim BfV verhindert hät-
te, ist allerdings fraglich. Bei dem Mann
handelt es sich offensichtlich um eine äu-
ßerst vielschichtige Persönlichkeit, über
die sich kaum sagen lässt, mit welchen
Überprüfungsmechanismen man sie hät-
te durchschauen können. Mancher Innen-
politiker hält ihn eher für eine verwirrte
Person denn für einen Islamisten. Am
Freitag veröffentlichte die „Bild“-Zeitung
Fotos des Mannes. Auf seiner Brust ist ein
großes Porträt von Che Guevara zu se-
hen. Hätte das bei der Überprüfung eines
Bewerbers für den Verfassungsschutz
nicht stutzig machen müssen? So leicht
ist es nicht. Der Arzt, der Bewerber unter-
sucht, darf solche Beobachtungen nicht
weiterleiten. Außerdem ist das Tattoo an-
geblich erst Anfang November dieses Jah-
res entstanden.

FRANKFURT, 2. Dezember. Angela
Merkel tingelt seit einigen Wochen durch
das Land. Bei Regionalkonferenzen ant-
wortet sie auf die Fragen der CDU-Basis.
Es soll um die Zukunft der Partei gehen
und ganz allgemein Themen, die die Men-
schen bewegen. Zum Abschluss lädt die
Kanzlerin zur Sprechstunde im Internet.
Eine Stunde lang antwortet sie auf die
Fragen, die Bürger in kurzen Videoschal-
ten über Mobiltelefone und Laptops stel-
len. Regionalkonferenz im Neuland sozu-
sagen.

Insgesamt 800 Parteimitglieder neh-
men teil. Sie wollen wissen, welche Visi-
on Merkel für Deutschland hat (sie ant-
wortet ausweichend), ob ausländische
Studenten bald Studiengebühren zahlen
müssen (nein), wie man mit dem Brexit
umgeht (großzügig) und wie die Regie-
rung Infrastruktur auf dem Land erhal-
ten will. Ein Ortsverein aus der nieder-
rheinischen Gemeinde Alpen klagt wäh-
rend der hakenden Videoschaltung ins
Wohnzimmer über eine schlechte Inter-
netverbindung. Auch hier spielt das The-
ma Flüchtlinge eine große Rolle. Was,
wenn der Haushalt durch die Unterbrin-
gungskosten in Schieflage gerät? Merkel
hört zu, erklärt und bittet darum, dass

man ihr im konkreten Fall eine ausführli-
che E-Mail schicke. „Ich kümmere mich
darum.“

In der zweiten Hälfte meldet sich ein
CDU-Mitglied aus dem Rheingau-Tau-
nus-Kreis, ein Professor mittleren Alters.
Er wolle keine Erklärungen mehr von
der Kanzlerin bekommen. „Der einzige
Grund, wieso ich hier bin: Ich habe zum
ersten Mal in meinem Leben Angst um
die Zukunft meiner Kinder und die Stabi-
lität der Gesellschaft.“ Kritiker von Mer-
kels Politik dürften nicht als Rechtspopu-
listen abgetan werden, er selbst sei ein
„ganz harmloser Mensch“. Die Kanzlerin
sieht jetzt sehr ernst aus. Sie nehme die
Angst ernst und die Position zur Kennt-
nis, sagt Merkel. In „Abwägung der ande-
ren Möglichkeiten“ habe man sich im ver-
gangenen Jahr entschieden, Menschen
ins Land zu lassen. Eine Argumentation
aus der Not der Entscheidung heraus.

Die meisten Parteifreunde sind am
Ende der kurzen Gespräche glücklich
und dankbar, manche applaudieren. Nur
der Professor aus dem Rheingau, der ei-
nen Politikwechsel von der Bundeskanz-
lerin fordert, mehr Schutz der Grenzen,
erreicht bei Merkel nichts. Die Schalte en-
det unversöhnlich. (tist.)

Frühes Gesetz, spätes Tattoo
Wie Sicherheitsüberprüfungen künftig verbessert werden sollen / Von Eckart Lohse
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